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Uganda: Presse- und Versamm-
lungsfreiheit auf dem Prüfstand 

DIE ENTWICKLUNGEN IM VORFELD DER WAHLEN

Unter der Führung von Präsident Joweri 

Museveni präsentiert sich Uganda im re-

gionalen Vergleich als ein sich dynamisch 

entwickelndes Land, das Armutsbekämp-

fungsstrategien umsetzt und die wirt-

schaftliche Entwicklung vorantreibt. Hin-

sichtlich Menschenrechte und bürgerliche 

Freiheiten ratifizierte die Regierung ver-

schiedene internationale Konventionen. 

Meinungs- und Versammlungsfreiheit 

werden in der Verfassung garantiert. Es 

gibt eine Reihe von Zeitungen, darunter 

auch einige durchaus regierungskritische. 

Lokale Radiosender spielen eine wichtige 

Rolle in der Informationsverbreitung und 

Meinungsbildung. Vor dem Hintergrund 

der bevorstehenden Präsidentschafts-, 

Parlaments- und Kommunalwahlen im 

Februar 2011 gewinnen Fragen nach 

Presse- und Versammlungsfreiheit an Be-

deutung, zumal verschiedene Tendenzen 

auf (geplante) Einschränkungen in diesen 

Bereichen hinweisen.1  

Der Länderbericht basiert neben ugandi-

schen und internationalen Presse- und, Kon-

ferenzberichten auf Interviews mit:  

- Ibrahim Semujju Nganda – Journalist, 

Gründer der regierungsunabhängigen 

Zeitung „The Observer“, zur Zeit Pres-

sesprecher der Inter Party Cooperation 

 

                                                    

1 Vgl. z.B. Human Rights Network for Journalists 
Uganda (2010): Shrinking space for freedom of 
expression and media freedom ahead of 2011 
General Elections - September Report 2010; Free-
dom House (2009): Country Report, Uganda 
2009, 
http://www.freedomhouse.org/template.cfm?coun
try=7725&page=22&year=2009 zuletzt besucht 
am 09.11.2010. 

(IPC) – dem Zusammenschluss von vier 

Oppositionsparteien in Uganda; 

- Henri Maina – Ostafrika-Direktor von 

Article 19, einer internationalen NGO, 

die sich weltweit für Meinungsfreiheit 

einsetzt; 

- Kayima Emiliana – Zenrale Polizeistati-

on, Kampala/ Politischer Kommissar  

Entwicklungen im Presse- und Medien-

recht 

Ein wichtiger Referenzpunkt in der Entwick-

lung der freien Medien Ugandas war die 

Verabschiedung der Verfassung von 1995. 

Artikel 29 garantiert Meinungs-, Presse- und 

Informationsfreiheit. Der freie Zugang zu 

Informationen ist gesetzlich verankert.2 Ak-

tuell erscheinen im Land täglich über 20 

Zeitungen, vor allem die englischsprachigen 

Blätter New Vision und Daily Monitor sind 

auf nationaler Ebene von Bedeutung. Die 

zahlreichen Radiosender, die häufig in loka-

len Sprachen und mit beschränktem Radius 

senden, spielen in der Medienlandschaft die 

wohl bedeutendste Rolle, da sie den größten 

Teil der Bevölkerung erreichen. Auch ver-

schiedene Fernsehsender sind registriert. 

Diese quantitativen Aspekte sollten aller-

dings laut Ibrahim Semujju Nganda nicht 

automatisch dazu führen, die Berichterstat-

tung als gänzlich frei und unabhängig zu 

bewerten. Zwar gäbe es eine Vielzahl von 

Zeitungen, von denen jedoch viele in unter-

schiedlicher Weise regierungsabhängig sei-

 

2 Access to Information Act, 2005 

http://www.freedomhouse.org/template.cfm?country=7725&page=22&year=2009
http://www.freedomhouse.org/template.cfm?country=7725&page=22&year=2009
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en. Andere haben weder die Ressourcen 

noch das Wissen, um professionellen und 

qualitativ hochwertigen Journalismus zu be-

treiben. 

Das Presse- und Journalistengesetz aus 

dem Jahr 1995 regelt unter anderem die 

Voraussetzungen für Journalisten- bzw. Ver-

legerzulassungen, die Einrichtung eines Me-

dienrates, der für die Regulierung der Mas-

senmedien zuständig ist sowie einen Ethik-

kodex für Journalisten. Dem Medienrat 

kommt eine entscheidende Rolle zu. Er er-

teilt die Zulassungen für Zeitungen, über-

wacht die journalistischen Verhaltensgrund-

sätze und Qualitätsstandards und dient bei 

Streitigkeiten als Einigungsstelle zwischen 

den Medien und dem Staat.3 Der Rundfunk-

rat nimmt entsprechende Aufgaben im 

Rahmen des Electronic Media Act (1996) 

wahr.4  

Eine kontroverse Diskussion löste Anfang 

2010 ein von der Regierung vorgelegter Ge-

setzesentwurf aus (Press and Journalist 

Amendment Bill), dessen Bestimmungen 

erhebliche Änderungen des Presse- und 

Journalistengesetzes mit sich bringen sol-

len.5 Ofwono Opondo, Sprecher des regie-

renden National Resistance Movement 

(NRM), begründete das Gesetzesvorhaben 

damit, dass Journalismus in Uganda im Hin-

blick auf Objektivität, Fairness und Ausge-

glichenheit versagt hätten und daher ein 

restriktiveres Recht und externe Kontrollor-

gane notwendig seien. 6

 
                                                    

3 Press and Journalist Act, 1995 
4 Freedom House (2009): Freedom of the Press, 
Uganda 2009.  
5 Article 19 (2010): Memorandum on the Press 
and Journalist Act and the Press and Journalist 
(Amendment) Bill, 2010 of 
Uganda, 
http://www.article19.org/pdfs/analysis/uganda-
memorandum-on-the-press-and-journalist-act-
and-the-press-and-journali.pdf, zuletzt besucht 
am 09.11.2010. 
6 Risdel Kasasira (2010) Uganda: 'I Don't Think 
NRM Can Pass Press and Journalist Amendment 
Bill' 
http://allafrica.com/stories/201005100813.html, 
zuletzt besucht am 09.11.2010. 

Die vorgeschlagenen Regelungen verpflich-

ten Verleger, ihre Zeitungen jährlich ge-

nehmigen zu lassen. Die Behörden können 

ihre Erlaubnis verweigern, wenn der Verle-

ger keinen Zugang zu moderner Technik 

hat. Weiterhin sollen die sozialen, kulturel-

len und wirtschaftlichen Werte einer Zeitung 

in Zukunft bewertet werden. Werden die 

Berichte der Zeitungen als Gefahr für die 

nationale Sicherheit, Stabilität und Einheit 

oder als wirtschaftliche Sabotage wahrge-

nommen, hat der Medienrat das Recht, den 

Verlängerungsantrag abzulehnen.7 Auch die 

Zusammensetzung des Medienrates soll neu 

geregelt werden.8 In Zukunft soll nicht nur 

eine Mehrheit der Ratsmitglieder vom In-

formationsminister ernannt werden, son-

dern auch der Vorsitzende des Rates.  

Die Regierung argumentiert, dass mit den 

vorgeschlagenen Änderungen die Qualität 

des Journalismus erhöht werden soll. Laut 

Medienanalyst Peter Mwesige jedoch sind 

diese restriktiven Regelungen eine Bedro-

hung für die Vielfalt der Medien und den 

Meinungspluralismus. Sollten die Änderun-

gen gebilligt werden, so sähen sich Journa-

listen und Verleger dazu gezwungen, sich in 

der Berichterstattung einer regierungsnahen 

Haltung unterzuordnen.9 Zudem wird von 

Medienseite wird in Frage gestellt, ob die 

Unabhängigkeit des Medienrates noch ge-

währleistet wäre, sollten die Vorschläge 

umgesetzt werden. Die Article 29 Coalition 

weist darauf hin, dass Bedingungen wie 

moderne Ausstattung und eine Werteprü-

fung gegen die verfassungsmäßig garantier-

 

7 Human Rights Network Uganda (2010): Human 
Rights Network Uganda concerned about oppres-
sion of the media, 
http://humanrightshouse.org/Articles/14145.html, 
zuletzt besucht am 09.11.2010. 
8 Article 19 (2010): Memorandum on the Press 
and Journalist Act and the Press and Journalist 
(Amendment) Bill, 2010 of 
Uganda, 
http://www.article19.org/pdfs/analysis/uganda-
memorandum-on-the-press-and-journalist-act-
and-the-press-and-journali.pdf, zuletzt besucht 
am 09.11.2010. 
9 Peter G. Mwesige (2010) In Uganda, bill chal-
lenges press freedom, 
http://cpj.org/blog/2010/04/in-uganda-bill-
challenges-press-freedom.php 

http://cpj.org/blog/author/peter-g-mwesige
http://www.article19.org/pdfs/analysis/uganda-memorandum-on-the-press-and-journalist-act-and-the-press-and-journali.pdf
http://www.article19.org/pdfs/analysis/uganda-memorandum-on-the-press-and-journalist-act-and-the-press-and-journali.pdf
http://www.article19.org/pdfs/analysis/uganda-memorandum-on-the-press-and-journalist-act-and-the-press-and-journali.pdf
http://allafrica.com/uganda/
http://allafrica.com/stories/201005100813.html
http://humanrightshouse.org/Articles/14145.html
http://www.article19.org/pdfs/analysis/uganda-memorandum-on-the-press-and-journalist-act-and-the-press-and-journali.pdf
http://www.article19.org/pdfs/analysis/uganda-memorandum-on-the-press-and-journalist-act-and-the-press-and-journali.pdf
http://www.article19.org/pdfs/analysis/uganda-memorandum-on-the-press-and-journalist-act-and-the-press-and-journali.pdf
http://cpj.org/blog/author/peter-g-mwesige
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te Meinungsfreiheit verstoßen und zudem 

Gegenstand willkürlicher Auslegung werden 

können.10 Besonders bedenklich findet die 

Article 29 Coalition, dass die Verlängerung 

von Verlagslizenzen von subjektiven Beg-

riffsinterpretationen wie beispielsweise nati-

onale Sicherheit oder wirtschaftliche Sabo-

tage abhängt, zumal das öffentliche Mandat 

Zeitungen legitimiere, sich in verantwortli-

cher Art und Weise zu solche Sachverhalten 

zu äußern, auch (und gerade) wenn sie von 

den Meinungen der Regierung oder Politi-

kern abwichen. Zudem liefere der geplante 

Berufungsmechanismus der Medienratsmit-

glieder den Rat dem Willen und der Kontrol-

le des Informationsministeriums aus – der 

Medienrat könne dann nicht mehr als unab-

hängiges Organ angesehen werden.  

Allerdings hat der Medienrat in jüngerer 

Vergangenheit durchaus auch unter Beweis 

gestellt, dass er seine Aufgaben kritisch 

wahrnehmen kann. Im November verwei-

gerten sechs Radiosender im Distrikt Bu-

nyoro Kizza Besigye, Präsidentschaftskandi-

dat des größten Oppositionsbündnisses In-

ter Party Cooperation, den Zugang zu ihren 

Programmen. Sie verwiesen teilweise dar-

auf, dass sie negative Konsequenzen von 

staatlicher Seite befürchteten. Ein weiterer 

Sender schaltete eine eigentlich einstündige 

Talkshow mit Besigye nach knapp 20 Minu-

ten ab und begründete dies mit technischen 

Problemen. Der Medienrat gab daraufhin 

eine Erklärung ab, in der er private und öf-

fentliche Medienhäuser davor warnte, Kan-

didaten den Zugang zu ihren Medien zu 

verweigern und erinnerte die Sender daran, 

dass die ihnen zugeteilten Funkwellen öf-

fentliches Gut seien, dass sie nicht wie Pri-

vateigentum verwenden dürften. 

Im Oktober veröffentlichte die Zeitschrift 

„Rolling Stone“ die Bilder oder Namen von 

100 angeblich homosexuellen Personen. Auf 

der Titelseite wird dazu aufgerufen sie zu 

 

                                                    

10 Article 29 Coalition (6.3.2010): Statement on 
the Press and Journalist (Amendment) Bill, 2010. 

hängen („hang them“). Dieser Artikel 

kommt in einer Zeit, in der im Land die 

Stimmung gegen Homosexuelle ohnehin 

angeheizt ist, seit sich Politiker und evange-

likale Priester für ein Gesetz einsetzen, das 

homosexuelle Akte unter bestimmten Be-

dingungen unter Todesstrafe stellt. Der Me-

dienrat verbot daraufhin – unter Angabe 

von technischen Gründen – bis auf weiteres 

die Herausgabe der Zeitschrift. Der Fall ist 

inzwischen auch vor Gericht, das einstweilig 

die Einstellung des Blattes verfügt hat und 

sich nun mit den inhaltlichen Fragen des 

Falles auseinandersetzen wird.  

Ein wiederkehrendes Thema in der öffentli-

chen Diskussion und bei Auseinanderset-

zungen zwischen Journalisten und staatli-

chen Organen stellen auch Gesetze und Ge-

setzesvorhaben dar, die Bereiche des Jour-

nalismus nur indirekt betreffen. Das Straf-

gesetzbuch und das Gesetz zur Volksverhet-

zung enthalten vage formulierte Klauseln, 

die laut Henri Maina selektiv und willkürlich 

gegen Journalisten angewandt werden kön-

nen. Auch nach Klauseln aus dem Anti-

Terror-Gesetz von 2002, dem nach den 

Bombenanschlägen vom Juli 2010 besonde-

re Bedeutung zukommt, können je nach In-

terpretation Journalistenhandlungen straf-

bar sein – so zum Beispiel die Veröffentli-

chungen von Informationen, die der Ver-

breitung von Terrorismus dienen.11  

Das Gesetz zur Volksverhetzung, das noch 

aus der Kolonialzeit stammt, wurde in der 

Vergangenheit angewandt, um kritische 

Journalisten zu bremsen und nichtkonforme 

politische Meinungen zu verhindern. Aller-

dings hat das Verfassungsgericht im August 

2010 entschieden, dass Bestimmungen die-

ses Gesetzes gegen die verfassungsrechtlich 

garantierten Freiheiten verstoßen. Die Initi-

atoren der NGO Article 19 sowie weitere 

 

11 Freedom House (2009): Country Report, 
Uganda 2009, 
http://www.freedomhouse.org/template.cfm?coun
try=7725&page=22&year=2009, zuletzt besucht 
am 08.10.2010. 

http://www.freedomhouse.org/template.cfm?country=7725&page=22&year=2009
http://www.freedomhouse.org/template.cfm?country=7725&page=22&year=2009
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Bürgerrechtsaktivisten begrüßten diese Ent-

scheidung, auch wenn andere Gesetze und 

Vorschriften weiterhin das Potential hätten, 

Journalisten in ihrer Arbeit einzuschrän-

ken.12

Das Human Rights Network for Journalists 

(HRNJ) Uganda spricht von abnehmender 

Beschwerdebereitschaft seitens der Zivilge-

sellschaft gegen staatliche Organe, auch bei 

als willkürlich beschriebenen Entscheidun-

gen des Medien- oder Rundfunkrates. In 

Fällen, in denen Journalisten tätlich ange-

griffen wurden, wurden die Täter nur in ein-

zelnen Fällen zur Rechenschaft gezogen. In 

der ersten Hälfte des Jahres 2010 berichtete 

HRNJ-Uganda über mehr als 30 Fälle, in de-

nen Journalisten zum Opfer von Schikane 

oder Gewalt durch Repräsentanten staatli-

cher Organe wurden.13 Der Abschlussbericht 

des vom International Freedom of Expressi-

on Partnership (IFEX) berufenen Ausschus-

ses in Uganda beschreibt die Anwendung 

von Gewaltmethoden durch ugandische Si-

cherheitskräfte, die überdurchschnittlich oft 

Journalisten und politische Oppositionsver-

treter betreffen.14 Derartige Fälle können zu 

steigender Selbstzensur führen, der sich die 

Verleger unterwerfen um negative Konse-

quenzen ihrer Berichterstattung zu vermei-

den, so dass IFEX in Bezug auf die Wahlen 

deren Freiheit und Fairness in Gefahr 

sieht.15  

In einer Zeit, als die Terroranschläge vom 

Juli 2010 die politische Tagesdebatte domi-

 

                                                    

12Article 19 (2010): Uganda: ARTICLE 19 Wel-
comes Court Decision in Sedition Case Against 
Journalist,  
http://www.article19.org/pdfs/press/uganda-
article-19-welcomes-court-decision-in-sedition-
case-against-journalis.pdf zuletzt besucht a, 
09.11.2010.  
13 Human Rights Network for Journalists Uganda 
(2010): Shrinking space for freedom of expression 
and media freedom ahead of 2011 General Elec-
tions - September Report 2010. 
14 The International Freedom of Expression Part-
nership (2010): Uganda: Joint Mission Calls on 
Uganda to Safeguard Free Speech ahead of 2011 
Elections. IFEX ist ein globales Netzwerk von ca. 
80 Organisationen, die sich zur Verteidigung der 
Presse- und Meinungsfreiheit zusammengeschlos-
sen haben. 
15 International Freedom of Expression eXchange 
(2010): Elections won't be free and fair without 
journalist safety 
http://www.ifex.org/uganda/2010/10/13/pre_elec
tion_violence/. , zuletzt besucht am 09.11.2010. 

nierten, wurde das umstrittene „Intercepti-

on of Communication“-Gesetz verabschie-

det. Es gestattet der Regierung, private Ge-

spräche abzuhören sowie Emails und SMS’ 

zu lesen. Journalisten fürchten insbesondere 

um den Schutz ihrer Informationsquellen. 

Der Gesetzesentwurf wurde bereits vor drei 

Jahren vorgelegt, vom ugandischen Parla-

ment jedoch unter anderem deswegen ab-

gelehnt, weil er dem Sicherheitsminister 

unangemessene Macht einräumen würde. 

Die Bombenangriffe verschafften der Regie-

rung dann die Möglichkeit, das kontroverse 

Gesetz ohne weitere öffentliche Debatte 

durchzubringen, allerdings in einer ent-

schärften Fassung, laut derer nun nicht das 

Sicherheitsministerium, sondern ein Richter 

über Abhöranträge entscheidet. 

Versammlungsfreiheit 

Die Versammlungsfreiheit, die im Hinblick 

auf den laufenden Wahlkampf von großer 

Bedeutung ist, wird in der ugandischen Ver-

fassung in Artikel 29 d geregelt. Jeder hat 

danach das Recht, sich friedlich mit anderen 

zu versammeln und zu demonstrieren. Die-

se Freiheit wird durch Vorschriften des 

Strafgesetzbuches sowie von Polizeigesetz-

gebung weiter reglementiert und gleichzei-

tig beschränkt.16 Beispielsweise werden 

staatliche Organe ermächtigt, Versammlun-

gen zu verhindern oder aufzulösen, sollte 

die öffentliche Sicherheit gefährdet werden. 

Situationen, in denen die öffentliche Sicher-

heit gefährdet ist, sind nicht präzise gere-

gelt und überlassen der zuständigen Gewalt 

einen Auslegungs- und Handlungsspielraum. 

Gegenwärtig ist die Aufmerksamkeit auf ei-

nen neuen Gesetzesentwurf, den Public Or-

der Management Bill, gerichtet.17 Der Ent-

 

16 Olum, J. (2007), Political Parties and the Free-
dom to Hold Public Rallies in Uganda, Beitrag zu 
Konferenz “The Rule of Law, Where is Uganda 
Heading?” am 20. April 2007 an der Makerere 
Universität.   
17 Radio Netherlands Worldwide (23.09.2010): 
Uganda's public order bill heavily criticised, 
http://www.rnw.nl/africa/article/ugandas-public-
order-bill-heavily-criticised, zuletzt besucht am 
09.11.2010.  

http://www.article19.org/pdfs/press/uganda-article-19-welcomes-court-decision-in-sedition-case-against-journalis.pdf
http://www.article19.org/pdfs/press/uganda-article-19-welcomes-court-decision-in-sedition-case-against-journalis.pdf
http://www.article19.org/pdfs/press/uganda-article-19-welcomes-court-decision-in-sedition-case-against-journalis.pdf
http://www.ifex.org/uganda/2010/10/13/pre_election_violence/
http://www.ifex.org/uganda/2010/10/13/pre_election_violence/
http://www.rnw.nl/africa/article/ugandas-public-order-bill-heavily-criticised
http://www.rnw.nl/africa/article/ugandas-public-order-bill-heavily-criticised
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wurf sieht unter anderem vor, dass jede öf-

fentliche Versammlung, die drei oder mehr 

Personen umfasst und in der politische 

Themen besprochen werden, eine Erlaubnis 

des Generalinspektors der Polizei erfordert. 

Dieser kann die Erlaubnis aus „vernünftigen 

Gründen“ verweigern, die nicht weiter spe-

zifiziert werden müssen.18 Damit würde 

nicht nur die Durchführung von Versamm-

lungen, sondern auch deren Inhalt kontrol-

liert werden dürfen. Offen bleibt, wie prakti-

kabel die Umsetzung eines Gesetzes, das 

auf Treffen ab drei Personen abzielt, sein 

würde – befürchtet wird jedenfalls eine se-

lektive Anwendung, die zur Aushöhlung der 

Versammlungsfreiheit führen würde.  

Nach Regierungsansicht sollen damit Ge-

waltausbrüche während Versammlungen 

verhindert und die Sicherheit der Bürger 

allgemein verbessert werden. Besonders 

während des Wahlkampfes sei vermehrt mit 

Versammlungen mit Gewaltpotential zu 

rechnen. Kritiker jedoch halten den Eingriff 

in die verfassungsrechtlich garantierte Ver-

sammlungsfreiheit für nicht verhältnismäßig 

und daher auch für nicht rechtmäßig. Oppo-

sitionsparteien befürchten, dass der Wahl-

kampf 2011 durch den Public Order Mana-

gement Bill erstickt werden könnte und wer-

fen der Regierung vor, in erster Linie Macht 

über die Versammlungen der politischen 

Opposition ausüben zu wollen.19  

Herausforderungen  

Die Dezentralisierung der politischen Ver-

hältnisse (1993), die Verabschiedung der 

Verfassung (1995) sowie die Entscheidung 

für ein Mehrparteiensystem (2005) stellen 

Meilensteine der politischen Veränderungen 

 

18 Olum, J. (2010), New Guidelines on Public 
Gatherings: Implications to the Fundamental 
Freedom of Assembly in Light of the 2011 Cam-
paign Season, Beitrag zu Dialogveranstaltung 
“Constitutionalism and Rule of Law in Uganda” am 
27. Oktober 2007 in Kampala. 
19 Reuters (14.09.2010); Uganda opposition to 
challenge public meeting law, 
http://www.alertnet.org/thenews/newsdesk/LDE6
8D0Q2.htm, zuletzt besucht am 09.11.2010.  

in Uganda dar. Ein wichtiger Aspekt der 

demokratischen Struktur – die Garantie der 

Menschenrechte und der bürgerlichen sowie 

politischen Freiheiten – bleibt jedoch nach 

wie vor unvollkommen. Anfang 2011 finden 

in Uganda die Präsidentschafts-, Parla-

ments- und Kommunalwahlen statt, zum 

zweiten Mal im Rahmen eines Mehrparteien-

systems. In der Tendenz lässt sich aus den 

neuen Gesetzen und Gesetzesentwürfen ab-

lesen, dass eine verstärkte staatliche Kon-

trolle über Medien und öffentliche Ver-

sammlungen angestrebt wird. Kurzfristig ist 

beispielsweise auch der Wahlkampf unmit-

telbar betroffen, für die Parteien und deren 

Kandidaten zeichnen sich Schwierigkeiten in 

der Durchführung ihres Wahlkampfes ab, 

wenn die Versammlungsfreiheit einge-

schränkt wird, und auch die freie und aus-

gewogene Berichterstattung im Rahmen des 

Wahlkampfes wird zumindest auf Oppositi-

onsseite als gefährdet angesehen. 

Bürger benötigen eine eindeutige Gesetzge-

bung, die sie in ihren Rechten bestärkt und 

schützt. Alle politischen Akteure, unabhän-

gig von der jeweiligen Parteizugehörigkeit, 

müssen gleichen gesetzlichen Regelungen 

unterliegen, deren Auslegung eindeutig und 

durch regierungsnahe staatliche Organe 

nicht beeinflussbar ist. Der politischen Op-

position muss der Raum für einen offenen, 

demokratischen Wahlkampf gegeben wer-

den. Dieser umfasst einen unbeschränkten 

Zugang zu Medien, die Möglichkeit, öffentli-

che Debatten zu führen sowie die Mobilisie-

rung von Wählerstimmen während des 

Wahlkampfes. Der Rahmen für die freie Be-

richterstattung und auch die Sicherheit von 

Journalisten muss gewährleisten werden.  

http://www.alertnet.org/thenews/newsdesk/LDE68D0Q2.htm
http://www.alertnet.org/thenews/newsdesk/LDE68D0Q2.htm

